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. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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AsylG 2005 & 34 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 & 34 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
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. EMRK Art. 8 heute
2. EMRKArt. 8 gultig ab 01.05.2004

Spruch
E10 402.282-1/2008-7E
ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als
Beisitzer im Beisein der Schriftfiihrerin Fr. DUTZLER Uber die Beschwerde der N.S., geb. am 00.00.1991, StA. Armenien,
gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.10.2008, FZ. 08 07.503-BAW, in nicht 6ffentlicher Sitzung zu Recht

erkannt:

Die Beschwerde wird gemal3 88 3, 8 Abs 1 Z 1, 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005BGBI | 2005/100 idgF als unbegriindet
abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal’ Paragraphen 3, 8, Absatz eins, Ziffer eins, 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005
BGBI rémisch eins 2005/100 idgF als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen anrémisch eins. Der Asylgerichtshof nimmt
den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:

I.1. Bisheriger Verfahrenshergangromisch eins.1. Bisheriger Verfahrenshergang

I.1.1. Die Beschwerdefuhrerin, eine Staatsangehoérige Armenien, brachte am 20.08.2008 beim Bundesasylamt (BAA)
einen Antrag auf internationalen Schutz ein. Dazu wurde sie erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von
einem Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen
Bescheid vollstandig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.rémisch eins.1.1. Die
Beschwerdefihrerin, eine Staatsangehorige Armenien, brachte am 20.08.2008 beim Bundesasylamt (BAA) einen
Antrag auf internationalen Schutz ein. Dazu wurde sie erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von einem
Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen

Bescheid vollstandig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.

Als Begrundung fur das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die BF im erstinstanzlichen Verfahren im Wesentlichen

vor, dass sie seiner Mutter, Frau S.N., am 00.00.1970 geb., in Osterreich zusammenleben will.

I.1.2. Der Antrag der BF auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 17.10.2008, Zahl: 08
07.503-BAW, gemalR & 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status einer Asylberechtigten nicht zuerkannt
(Spruchpunkt 1.). Gem.8 8 Abs 1 Z 1 AsylG wurde der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Armenien nicht zugesprochen (Spruchpunkt II.). Gemal3 8 10 Abs 1 Z 2 AsylGwurde die Ausweisung aus
dem Osterreichischen Bundesgebiet Armenien verflgt (Spruchpunkt Ill.).rémisch eins.1.2. Der Antrag der BF auf
internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 17.10.2008, Zahl: 08 07.503-BAW, gemal3 Paragraph
3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen und der Status einer Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch
eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf
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den Herkunftsstaat Armenien nicht zugesprochen (Spruchpunkt romisch zwei.). Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins,
Ziffer 2, AsylG wurde die Ausweisung aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet Armenien verfligt (Spruchpunkt rémisch
drei.).

I.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdérde das Vorbringen der BF in bezug auf den
Ausreisegrund als glaubwirdig, ging jedoch davon aus, dass die Identitat der BF nicht feststeht.rémisch eins.1.2.1. Im
Rahmen der Beweiswlrdigung erachtete die belangte Behdrde das Vorbringen der BF in bezug auf den Ausreisegrund
als glaubwiurdig, ging jedoch davon aus, dass die Identitat der BF nicht feststeht.

[.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien traf das Bundesasylamt folgende
Feststellungen:romisch eins.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien traf das Bundesasylamt
folgende Feststellungen:

"Allgemeine Lage

Armenien hat 29.800 km? und rund 3 Millionen Einwohner. Seit der Unabhangigkeit im September 1991 hat rund ein
Viertel der Bevdlkerung das Land verlassen.

Armenien ist eine unabhangige Prasidialrepublik. Das Einkammer-Parlament (Nationalversammlung, Azgayin Zhoghov,
131 Sitze) hat 131 Mitglieder und wird alle vier Jahre gewahlt. Die Verfassung von 1995 wurde zuletzt durch
Referendum vom 27. November 2005 geandert, wodurch das Parlament mehr Rechte erhielt. Das Staatsoberhaupt,
alle funf Jahre direkt gewahlt, ernennt weiterhin den Ministerprasidenten, der jedoch vom Parlament bestatigt werden

muss.

Aus den Wahlen zur armenischen Nationalversammlung am 12.05.2007 ging die Republikanische Partei (des
derzeitigen Prasidenten und damaligen Premierministers Sarkisian) erneut als Sieger hervor. Sie konnte 32,8% der
abgegebenen Stimmen erringen und gewann auBerdem die Mehrheit der Direktmandate. Zweitstarkste Kraft wurde
die erstmals angetretene Partei "Blihendes Armenien" unter dem Vorsitz des bekannten Geschaftsmannes Gagik
Tsarukian. Sie erhielt 14,7% der Stimmen. Die Armenische Revolutionare Féderation (Dashnaktsutjun) gewann 12,7%.
Diese drei Parteien bilden die Regierungskoalition.

Nur zwei weitere Parteien konnten die 5%-Hirde Uberwinden: die Rechtsstaatspartei (Orinats Yerkir, Artur
Baghdasarian) mit 6,8% und die ebenfalls zum ersten Mal an den Wahlen teilnehmende Partei "Erbe" (Heritage) unter
Vorsitz des friheren AuBenministers Raffi Hovhanissian mit 5,8% der abgegebenen Stimmen.

Seit dem 1. Juni 2006 ist Tigran Torossjan (Republikanische Partei) Parlamentsprasident.

(Auswartiges Amt, Lander- und Reiseinformationen: Armenien, Stand Marz 2008,
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Armenien/Innenpolitik.html, und
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/01-Laender/Armenien.html, Zugriff 19.5.2008)

(BBC News, Country Profile: Armenia, 9.4.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/country_profiles/1108052.stm,
Zugriff 19.5.2008)

Die innenpolitische Lage wird nach wie vor durch den ungeldsten Konflikt mit Aserbaidschan um Nagorny Karabach
gepragt. Hier konnte seit Sommer 2007 eine Verscharfung der Rhetorik registriert werden, was zur Folge hatte, dass
das Thema wieder vermehrt Raum in den armenischen Medien einnimmt und viele Burger trotz der derzeit nicht
unmittelbaren Eskalationsgefahr einen neuen bewaffneten Konflikt mit Aserbaidschan furchten.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)
Politik/Wahlen

Die Prasidentschaftswahlen im Februar 2008 entsprachen der IEOM (International Election Observation Mission)
zufolge groftenteils internationalen Standards. Man hatte ernsthaft versucht Defizite, die bei vorhergehenden Wahlen
aufgetreten waren, zu beseitigen. In Zukunft solle man sich in Armenien aber mit dem Mangel an Vertrauen in das
Wahlsystem vonseiten der Bevolkerung, mit der unklaren Trennlinien zwischen Partei- und Staatsfunktionen, sowie mit
der ungleichen Behandlung der Kandidaten weiter auseinandersetzen. Die lokale Opposition hatte die Aufhebung des
Ergebnisses wegen Wahlbetrug verlangt, und Demonstrationen organisiert. Nach ZusammenstoRen zwischen



Demonstranten und der Polizei wurde in der Hauptstadt Jerewan ein 20tdgiger Notstand ausgerufen. In diesem
Rahmen erfolgte Einschrankungen der Medien und zahlreiche Verhaftungen wurden von der Europaischen
Kommission kritisiert.

Obwohl der Wahltag relativ ruhig verlief, kam es vereinzelt zu ernsthaften Problemen, wie Gewalt gegen einzelne
Vertreter, Einschichterung von Wahlern oder Stimmenkauf. Die Situation verschlechterte sich wahrend der
Stimmenauszahlung, auch ernste prozedurale Fehler traten auf. Einflussnahme von aul’en kann aufgrund der
ungewohnlich haufigen Verwendung von Mobiltelefonen von Mitgliedern der Wahlkommission nicht ausgeschlossen
werden. In einigen Wahllokalen kam es zu absichtlichen Falschungen der Auszéhlungen. Bei Nachzahlungen ergaben
sich teilweise grol3e Diskrepanzen.

Das offizielle Wahlergebnis lautete: Sarkisian: 51,6%, Ter-Petrossian 21,5%, Baghdasaryan 16.7 %, Hovhannisyan 6.1 %.
Alle anderen Kandidaten erhielten weniger als 2% der Stimmen. Die Parteien Orinats Yerkir und Heritage weigerten
sich das Ergebnis zu unterzeichnen. Die Wahlbeteiligung lag teilweise bei GUber 100%, oft in Zusammenhang mit einer
oft auffallig hohen Zustimmung von fast 100% fur Sarkisian.

Am 20.2.2008 fand eine von Ter-Petrossian wegen angeblichen Wahlbetrugs organisierte Protestkundgebung statt, in
deren Folge taglich weitere solche Kundgebungen in Jerewan stattfanden. Am 1.3.2008 Ioste die Polizei eine
permanente Protesteinrichtung am Platz der Freiheit auf, dabei gab es offiziellen Angaben zufolge 31 Verletzte. Am
Nachmittag und Abend kam es zu weiteren Auseinandersetzungen, hierbei starben sieben Zivilisten und ein Polizist.
Prasident Kotscharian rief den Notstand aus. Ter-Petrossian wurde unter de-facto Hausarrest gestellt. In den
folgenden Tagen wurde eine groRBe Anzahl von Oppositionellen verhaftet.

(Council of Europe - Parliamentary Assembly, Armenien: "Observation of the Presidential Election in Armenia (19
February 2008), 14.4.2008)

(Europaische Kommission, ENP Progress Report: Armenia, 3.4.2008)

Nach 20 Tagen wurde der Notstand aufgehoben. Offiziellen Angaben zufolge befanden sich zu diesem Zeitpunkt mehr
als 100 Oppositionsaktivisten in Haft, die Anzahl an Inhaftierten war in dem Monat standig gestiegen. Ein neues,
restriktiveres Gesetz wurde verabschiedet, auf dessen Basis Demonstrationen in bestimmten Fallen verboten werden
kdénnen.

(BBC News: Armenia Ends State of Emergency, 21.3.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/7306859.stm, Zugriff
14.5.2008)

Je nach Quelle befinden sich immer noch zwischen 58 und mehr als 100 Personen in Haft. Vorwirfe, dass die
Verhaftungen politisch motiviert seien, werden haufig geduRert, von den Behorden jedoch zuriickgewiesen. Einige
politische Gefangene wurden in den letzten Wochen (Ende April/Anfang Mai 2008) freigelassen.

(International Crisis Group, Armenia: Picking up the Pieces, 8.4.2008)

(Institute for War & Peace Reporting, Armenia: Opposition Sets Talks Terms, 7.5.2008,
http://www.iwpr.net/?p=crs&s=f&0=344519&apc_state=henh, Zugriff 14.5.2008)

(Radio Free Europe/Radio Liberty, Armenian Opposition Claims Crackdown Continues, 6.5.2008,
http://www.rferl.org/newsline/2008/05/2-tca/tca-060508.asp, Zugriff 14.5.2008

Oppositionelle Betatigung

Es gibt immer wieder Berichte Uber Belastigungen und Ungleichbehandlungen der Oppositionsparteien. Oft wird
berichtet, dass ihnen der Zugang zu Fernsehen und Radio kaum mdglich ist, und dass sie Schwierigkeiten bei der
Anmietung von Salen flr GroRveranstaltungen haben. |hr Hauptproblem bleibt jedoch, dass sie mangels Programm
und Strategie aus Sicht zahlreicher Beobachter fir weite Teile der Bevolkerung keine Alternative darstellen und ihnen
Uberzeugende Fuhrungspersonlichkeiten fehlen.

(Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007)

Die meisten Wahlkampfaktivitdten der Prasidentschaftswahlen 2008 fanden uneingeschrankt statt, Versammlungs-
und Meinungsfreiheit wurden weitgehend respektiert. Jedoch wurden Biirger des Ofteren daran gehindert, an
Kampagnen der Oppositionskandidaten Ter-Petrossian und Baghdasaryan teilzunehmen. Die angespannte Stimmung



im Wahlkampf fiihrte auch zu vereinzelten gewalttitigen Ubergriffen gegen Unterstiitzer der Kandidaten Ter-
Petrossian, Baghdasaryan und Sarkisian. Im Vorfeld der Wahlen waren drei grol3e Oppositionskundgebungen in
Jerewan zwar ohne grobere Zwischenfalle verlaufen, jedoch kam es dabei zu einigen Verhaftungen von Aktivisten der
Opposition. Einige Medien wurden vor den Wahlen einer Steuerprifung unterzogen, was Vorwdlrfe versuchter
Einschlichterung mit sich fuhrte.

(Council of Europe - Parliamentary Assembly, Armenien: Observation of the Presidential Election in Armenia (19
February 2008), 14.4.2008)

(Europaische Kommission, ENP Progress Report: Armenia, 3.4.2008)
Menschenrechte

Die Verfassung enthalt einen ausfuhrlichen Grundrechtsteil modernen Zuschnitts, der auch wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte mit einschliel3t. Durch die 2005 erfolgten Verfassungsanderungen wurden die Grundrechte weiter
gestarkt. Armenien ist Mitglied zahlreicher internationaler Ubereinkommen auf dem Gebiet der Menschenrechte,
einschlieBlich:

Internationales Ubereinkommen zum Schutz der Menschenrechte

Internationaler Pakt tGber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

Internationaler Pakt Uber biirgerliche und politische Rechte und dessen 1. Zusatzprotokoll
Internationales Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau

Ubereinkommen Uber die Rechte des Kindes und dessen Fakultativprotokoll betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten und betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie
(Ratifizierung der Fakultativprotokolle in 2005)

Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
(Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007)

Hinsichtlich der Menschenrechte existiert in Armenien das Problem, dass viele Burger schlecht tber ihre Rechte
informiert sind und ein gewisses grundsatzliches Misstrauen gegenUber allen staatlichen Einrichtungen besteht, was
auch aus den teils vorhandenen Fallen von Korruption und der ineffizienten Verwaltung resultiert.

Mit der Aufnahme Armeniens als 42. Mitglied in den Europarat am 25.01.2001 ist auch international ein
Voranschreiten der Demokratisierung anerkannt worden. Armenien hat mit dem Beitritt zum Europarat eine Vielzahl
an Reformprogrammen unter internationaler Beteiligung, unter anderem mit der OSZE und dem "Neighbourhood
Program" der Europdischen Union, gestartet, die jedoch seitens der Regierung nur halbherzig angegangen wurden.
Dennoch kooperiert die Regierung in Yerevan umfassend mit den genannten Organisationen und ist an einer weiteren
Ausrichtung hin zu europaischen Standards interessiert.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)

Vor und mit Aufnahme Armeniens in den Europarat wurden Bedingungen fir die Einhaltung und Anpassung der
Rechtslage an europadischen Standard gestellt, Fortschritte werden von Europaratsmissionen beobachtet.

In Armenien gibt es eine Vielzahl von nationalen und internationalen Menschenrechtsorganisationen, deren Tatigkeit
keinerlei Einschrankungen durch staatliche Organe unterliegt. Nationale und ethnische Minderheiten sind integriert
und im Rat der Nationalen Minderheiten organisiert. Die Todesstrafe wurde im September 2003 vollstandig
abgeschafft.

Mitgliedschaft in internationalen Organisationen: OSZE, UN, Weltbank, IWF (1992), WHO, UNIDO, UNESCO, EBRD, GUS,
IAEO, WTO (2003), NATO-Kooperationsrat, Schwarzmeer-Kooperationsrat, Europarat (2001), Vertrag Uber Kollektive
Sicherheit.

(Auswartiges Amt, Lander- und Reiseinformationen: Armenien, Stand Marz 2008,

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Armenien/Innenpolitik.html, Zugriff 19.5.2008)



Polizeigewalt/Korruption

Obwohl Folter und unmenschliche Behandlung gesetzlich verboten sind, wird von Sicherheitskraften immer wieder
Gewalt angewandt, v. a. bei Verhaftungen und Verhéren in Haft. Die meisten der Falle werden nicht offiziell gemeldet.
Menschenrechtsorganisationen zufolge wurden mehr als die Halfte der Gefangenen, die von Polizeiwachen in
Gefangnisse transportiert werden, physisch misshandelt.

Die Bedingungen in den Haftanstalten sind schlecht und teilweise gesundheitsschadigend. Einige Verbesserungen
fanden jedoch statt, als die Behdrden begannen einige alte Gefangnisse zu renovieren. Gelegentlich kommt es zu
physischen Misshandlungen.

(U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Armenia, 11.3.2008)

Bei Verhaftungen kommt es zu Misshandlungen, die teilweise so schwer sind, dass sie als Folter bezeichnet werden
kénnen. Es finden diesbezlglich Schulungen statt, die solchen Fallen vorbeugen sollen. Der Ethikkodex fur Polizisten

wurde zudem erneuert.

(Council of Europe, Report to the Armenian Government on the visit to Armenia carried out by the European
Committee for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 2 to 12 April
2006, 13.12.2007)

Am 1. Marz 2008 wurde durch die Polizei und Sicherheitsbehérden Gewalt an den Demonstranten angewandt, auch
bei Inhaftierungen und bei einigen Verhoren. Diese Vorwurfe sollten von der Staatsanwaltschaft untersucht werden.
Von den Verletzten wurden einige aus den Krankenhdusern wieder weggeschickt. Der armenischen Regierung zufolge
war die Gewaltanwendung durch die Polizei lediglich die Antwort auf das aggressive Verhalten der Demonstranten, die

die Polizisten brutal angriffen.

(Council of Europe - Commissioner for Human Rights, Report by the Commissioner for Human Rights, Mr Thomas

Hammarberg, on his special mission to Armenia, 12-15 March 2008, 20.5.2008)
Korruption

Eine neue Antikorruptionsstrategie wird Anfang 2008 ausgearbeitet, diese sollte die Kritikpunkte von GRECO an der
letzten Strategie beachten. Vor allem eine Gesetzgebung, die die Uberpriifung von Einkommenserkldrungen von

Staatsbediensteten erlaubt, sollte eingefiihrt werden.

Wahrend das Strafgesetz Artikel zu Korruption beinhaltet, gibt es kein Delikt der Korruption. 2007 wurden einige
Gesetze an internationale Standards angepasst, einige praktische MaBnahmen wurden eingefuhrt (z. B. Anhebung der
Gehalter von Richtern um 15-30%, neue Ablaufe bei der Verkehrspolizei). Fir Richter, Staatsanwalte und Polizisten
wurden neue Ethikcodes eingefihrt. Im Dezember 2007 wurde eine eigene Untersuchungseinheit zur
Korruptionsbekampfung unter ranghohen Staatsbediensteten eingefuhrt. Die Umsetzung der Gesetze und

Malinahmen muss noch umfassend vorgenommen werden.
(Europaische Kommission, ENP Progress Report: Armenia, 3.4.2008)

Korruption stellt im Justizbereich, bei der Verkehrspolizei und in Gefangnissen ein Problem dar, das unter anderem auf

niedrige Gehalter zurtckzufuhren ist.
(U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Armenia, 11.3.2008)
Justiz

In der Justiz finden laufend Reformen statt, die teilweise in Zusammenarbeit mit der EU, Europarat, American BAR
Association und OSZE erarbeitet werden. Mit Janner 2008 wurde ein neues Justizsystem eingefuihrt. Dieses beinhaltet
Straf-, Zivil-, Administrativ- und Konkursgerichte, die von neuen administrativen Strukturen begleitet werden: Justizrat,
Rat der Gerichtsvorsitzenden und Gerichtsvollstreckungseinrichtung. Die Rolle des Kassationsgerichts wurde gestarkt.
Der Justizrat, bestehend aus neun Richtern und vier Rechtswissenschaftlern die vom Parlament gewahlt werden, hat

das Vorschlagsrecht bei der Neubesetzung von Richtern. Die Letztentscheidung liegt beim Staatsprasidenten.

Die Transparenz des Justizsystems wurde dadurch verbessert, dass alle Gerichtsentscheidungen veréffentlicht werden
mussen. Staatsanwalte werden nunmehr nicht mehr vom Prasidenten ernannt, sondern vom Parlament gewahlt. Erste

Schritte wurden unternommen, um eine kostenlose Rechtsberatung einzufiihren. Eine neue Hochschule fir Justiz wird



eingerichtet. Richter und Staatsanwalte werden zudem laufend an Schulungen teilnehmen.

Es gibt jedoch weiterhin Bedenken, ob die neue Gesetzgebung auch umgesetzt wird, ob Gerichtsentscheidungen auch
ausgefuhrt werden und ob die Schulungen fur Richter und Anwalte stattfinden.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)
(Europdische Kommission, ENP Progress Report: Armenia, 3.4.2008)

Das Vertrauen der Bevélkerung in die Justiz ist sehr gering ausgepragt, und es gibt Uber das Justizsystem haufig
Beschwerden der Burger Armeniens. Richter sind vielfach in ihrer Entscheidungspraxis nicht unabhangig, wobei hier
keine generalisierende Aussage moglich ist. Richter sind teilweise noch bestechlich und das Folgen von politischen
Vorgaben in der Spruchpraxis ist nicht ungewdhnlich. In den letzten Jahren ist es dennoch zu einer leichten
Verbesserung des Justizsystems gekommen.

Richter sind in Armenien im Verhdltnis zu durchschnittlichen Monatseinkommen im Land relativ gut bezahlt, was
Korruption praventiv bekampfen soll. Fehlleistungen von einzelnen Richtern werden untersucht, und es kénnen
Ordnungsverfahren eingeleitet werden. Die Untersuchungsergebnisse Uber Einzelfélle werden dem Justizrat vorgelegt,
der bereits Strafen gegen Richter ausgesprochen hat, wenn es z.B. zu Korruptionsfallen gekommen ist. 2006 wurden 10
derartige Ordnungsverfahren durchgefihrt. 2007 waren es bislang 15-17.

Rechtsanwalte haben in Armenien dhnliche Freiheiten und Mdglichkeiten wie in Mitteleuropa; etwa gelten die tblichen
Parteienrechte wie Akteneinsicht, die Moglichkeit Antrage im Verfahren zu stellen etc.

Es existiert das Institut der Verfahrenshilfe flir Personen, die sich die Anwaltskosten nicht leisten konnen. Dies betrifft
alle Strafrechtsfalle. In Zivilverfahren ist eine Verfahrenshilfe noch nicht in allen Féllen flachendeckend gewahrleistet.
Die Qualitat von Verfahrenshilfevertretern schwankt aufgrund der wenig lukrativen Auftrage erheblich.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)
Grundversorgung

Die Arbeitslosigkeit liegt offiziell bei ca. 7,1%. Die tatsachliche Arbeitslosigkeit ist jedoch erheblich hdéher. Es sind sehr
viele Menschen im informellen Sektor tatig, Einkommen werden oft nicht versteuert. Mit einem Pro-Kopf-BIP von ca.
2080 Euro liegt Armenien nach Weltbank-Definition nur wenig Gber der Schwelle der armsten Lander. Das tatsachliche
Pro-Kopf-Einkommen liegt aufgrund der anhaltenden Migration, der Uberweisungen aus der Diaspora und des groRen
Anteils des informellen Sektors an der Wirtschaft jedoch wesentlich hoher.

(Auswartiges Amt, Lander- und Reiseinformationen: Armenien, Stand Marz 2008,
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Armenien/Wirtschaft.html, Zugriff 19.5.2008)

In Armenien ist ein breites Warenangebot in- und auslandischer Herkunft vorhanden. Auch umfangreiche auslandische
Hilfsprogramme tragen zu Verbesserung der Lebenssituation bei.

Die Gas- und Stromversorgung ist gewahrleistet. Immer mehr Haushalte werden an die Gasversorgung angeschlossen.
Leitungswasser steht dagegen, insbesondere in den Sommermonaten in manchen Gegenden, auch in einigen Vierteln
der Hauptstadt, nur stundenweise zur Verfligung. Die Wasserversorgung wird jedoch laufend verbessert.

Ein nicht geringer Teil der Bevdlkerung ist nach wie vor finanziell nicht in der Lage, seine Versorgung mit den zum
Leben notwendigen Gutern ohne Unterstitzung durch humanitdre Organisationen sicherzustellen. Ansonsten
Uberwinden viele auch durch die traditionellen Familienbande Versorgungsschwierigkeiten. Ein Grof3teil der
Bevdlkerung wird finanziell und durch Warensendungen durch Verwandte im Ausland unterstitzt.

Das gesetzlich festgeschriebene Existenzminimum betrdgt in Armenien (wie auch in Berg- Karabach) 24.000 Dram
(derzeit ca. 50 Euro) im Monat. Das durchschnittliche Familieneinkommen ist mangels zuverladssiger Daten nur schwer
einzuschatzen. Der GroRteil der Armenier geht mehreren Erwerbstatigkeiten, dazu privaten Geschaften und
Gelegenheitsjobs nach.

Die wirtschaftliche Lage fihrt nach wie vor dazu, dass viele Armenier das Land verlassen wollen. Der Migrationsdruck
halt an, da ein Angleichen des Lebensstandards an westeuropdisches Niveau trotz hoher Wirtschaftswachstumsraten

in Klrze nicht zu erwarten ist.



(Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007)
Medizinische Versorgung

In Armenien sind grundsatzlich alle gangigen Erkrankungen behandelbar. Ausgenommen hiervon sind schwierigere
Transplantationen und auch Operationen nach einer Dialysebehandlung sind teils nicht méglich.

Die medizinische Versorgung ist flachendeckend gewahrleistet. Ein Gesetz Uber die kostenlose medizinische
Behandlung im Gesundheitswesen besteht. Das Gesetz regelt den Umfang der kostenlosen ambulanten oder
stationaren Behandlung bei bestimmten Krankheiten und Medikamenten, sowie zusatzlich fir bestimmte sozial
bedirftige Gruppen (inkl. Kinder, Flichtlinge, Invaliden u. a.) und gilt ausschlieBlich fur armenische Staatsangehorige
und Flichtlinge. Die Einzelheiten werden jedes Jahr per Gesetz festgelegt.

Im Staatshaushalt sind fur die medizinische Versorgung Mittel vorhanden, die auch kontinuierlich aufgestockt werden.
Die Betrage, die den Kliniken zur Verfugung gestellt werden, reichen fur deren Betrieb und die Ausgabe von
Medikamenten gleichwohl nicht aus. Daher sind die Kliniken gezwungen, von den Patienten Geld zu nehmen. Da dies
ungesetzlich ist, erhalten die Patienten jedoch keine Rechnungen. Im Einzelfall kann deswegen Bereicherung seitens
des Klinikpersonals nicht ausgeschlossen werden. Dies ist nach Erkenntnissen des Auswartigen Amtes aber nicht die

Regel.

Es besteht zwar die Mdglichkeit, private Krankenversicherungen abzuschlieBen, der Grof3teil der Bevolkerung macht
hiervon jedoch keinen Gebrauch, weil das Vertrauen fehlt. Es gibt kein funktionierendes staatliches
Krankenversicherungssystem. Notfélle werden jedoch kostenlos versorgt, wobei fur Nachbehandlungen auch hier

teilweise Kosten vom Patienten selbst zu tragen sind.

Es ist in der Bevolkerung bisher nicht allgemein bekannt, in welchen Fallen das Recht auf kostenlose Behandlung
besteht. Die entsprechenden Vorschriften werden de facto unter Verschluss gehalten. Sie sind zwar im Prinzip
offentlich, aber schwierig zu erhalten. Auch die Kliniken erhalten jeweils nur Auszlige aus den Vorschriften. In letzter
Zeit erschienen aber in der Presse Artikel mit Informationen Uber die kostenlose Behandlung, und immer mehr
Patienten bestehen erfolgreich auf diesem Recht. Es gibt einige NGOs, die spezielle Programme fir eine kostenlose
Gesundheitsversorgung von Bedurftigen anbieten. Medikamentenkosten kénnen auch teilweise vom Staat refundiert
werden. Dies ist jedoch ein héchst burokratischer und langwieriger Prozess.

Der Ausbildungsstand des medizinischen Personals ist gut. Die Ausstattung der Krankenhduser und das technische
Gerat sind zwar zum Teil mangelhaft, eine medizinische Grundversorgung ist gleichwohl gewahrleistet. Es stehen in
einzelnen klinischen Einrichtungen auch moderne Untersuchungsmethoden wie Ultraschall, Mammographie und
Computer- und Kernspintomographie zur Verfligung. Diese Gerate stammen in der Regel aus Spenden humanitarer
Organisationen, bzw. der Auslandsbevolkerung (Diaspora) oder befinden sich in Privatkliniken. Es besteht ein teils
erhebliche Gefalle zwischen den Krankenanstalten in Yerevan und jenen in anderen Provinzen des Landes.

Letztlich hangt der tatsachliche Zugang zur medizinischen Versorgung von den finanziellen Mdglichkeiten des
Patienten ab.

(Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007)
(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)
Behandlung nach Ruckkehr

Ruckkehrer werden nach Ankunft in Armenien in die Gesellschaft integriert und nutzen haufig die erworbenen
Deutschkenntnisse bzw. ihre in Deutschland geknipften Kontakte. Sie haben Zugang zu allen Berufsgruppen (auch
Staatsdienst). Sie haben Uberdurchschnittliche Chancen, Arbeit zu finden. Falle, in denen Rickkehrer festgenommen
oder misshandelt wurden, sind nicht bekannt. Staatliche Aufnahmeeinrichtungen fir unbegleitete Minderjahrige
bestehen nicht, es gibt jedoch zahlreiche Waisenhduser, die durch Spenden aus dem Ausland z. T. einen guten
Unterbringungs- und Betreuungsstandard gewahrleisten kénnen.

(Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007)



Personen, die im Ausland um Asyl angesucht haben, haben in Armenien alleine aufgrund der Asylantragstellung mit
keinen Sanktionen zu rechnen. Es gibt jedenfalls keinen entsprechenden Straftatbestand im armenischen
Strafgesetzbuch.

Fir Rickkehrer nach Armenien besteht Unterstitzung durch einige Organisationen, die psychologische und rechtliche
Konsultationen anbieten. GRINGO ist ein Netzwerk aller Organisationen die Ruckkehrer in Armenien unterstitzen,
welches vom "Danish Refugee Council" betreut wird. Rickkehrer haben sich mehrfach an NGOs gewandt, wobei in

erster Linie um soziale Unterstutzung angesucht wurde. Probleme mit Behérden wurden keine gemeldet.

Problematisch flr viele Rickkehrer bleibt, dass sie vor lhrer Ausreise fast alles verkauft haben, um sich die Reise nach
Europa finanzieren zu kdnnen. Daher ist die Quote jener, die nochmals auswandern relativ hoch. Es gibt mit einigen EU
Mitgliedstaaten eigene Rickkehrprogramme im Rahmen derer Rickkehrer besonders unterstutzt werden, was zu einer
Senkung der "Ruckfallsquote" geflhrt hat. Es existieren auch einige Praventionsprogramme gegen Auswanderung.

Dazu gehdrt ein spezielles Programm von IOM.

Die Armut in Armenien ist noch immer groR. Geschatzte 37% der Armenier leben unter der Armutsgrenze. Dies betrifft
auch haufig Riickkehrer aus Europa. Dennoch treffen die sozialen Probleme alle Armenier gleich, unabhangig von ihrer
Ethnie und Herkunft. Es gibt Unterstitzungsprogramme seitens des Staates und NGOs, wobei die staatlichen

Programme mit hohem burokratischem Aufwand verbunden sind.

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007)
Quellenverzeichnis

Arka News Agency, PACE approves Armenia's Report on Poverty Feminization, 27.6.2007
http://www.arka.am/eng/politics/2007/06/27/1909.html, Zugriff 19.5.2008

Armenian Association of Women with University Education, Women;s Political Participation in the 2007 Parliamentary
Elections in the Republic of Armenia, 2007,

http://www.ecoi.net/file_upload/1228_1194964847_armenia.pdf, Zugriff 19.5.2008

Auswartiges Amt, Asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Armenien, 20.3.2007

Auswartiges Amt, Lander- und Reiseinformationen: Armenien, Stand Marz 2008,
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Armenien/Innenpolitik.html, und
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/01-Laender/Armenien.html, Zugriff 19.5.2008

BBC News, Country Profile: Armenia, 9.4.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/country_profiles/1108052.stm,
Zugriff 19.5.2008

BBC News: Armenia Ends State of Emergency, 21.3.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/7306859.stm, Zugriff
14.5.2008

Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007

CIA World Factbook, Armenia, 15.5.2008, https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/am.html,
Zugriff 20.5.2008

Council of Europe - Commissioner for Human Rights, Report by the Commissioner for Human Rights, Mr Thomas
Hammarberg, on his special mission to Armenia, 12-15 March 2008, 20.5.2008)

Council of Europe - Parliamentary Assembly, Armenien: "Observation of the Presidential Election in Armenia (19
February 2008), 14.4.2008

Council of Europe, Report to the Armenian Government on the visit to Armenia carried out by the European Committee
for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 2 to 12 April 2006,
13.12.2007

Country of Return Information Project, Country Sheet Armenia, August 2007

Europaische Kommission, ENP Progress Report: Armenia, 3.4.2008



Human Rights Watch, World Report 2007: Armenia, 31.1.2008

Institute for War & Peace Reporting, Armenia: Opposition Sets Talks Terms, 7.5.2008,
http://www.iwpr.net/?p=crs&s=f&0=344519&apc_state=henh, Zugriff 14.5.2008

International Crisis Group, Armenia: Picking up the Pieces, 8.4.2008

Radio Free Europe/Radio Liberty, Armenian Opposition Claims Crackdown Continues, 6.5.2008,
http://www.rferl.org/newsline/2008/05/2-tca/tca-060508.asp, Zugriff 14.5.2008

U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Armenia, 11.3.2008
Gesamtquelle: www.staatendokumentation.at, bescheidtaugliche

Feststellungen zu Armenien, Stand: 30.05.2008"

1.1.2.3. Rechtlich fUhrte das Bundesasylamt aus, dass der von der BF vorgebrachte ausreisekausale Sachverhalt weder
im Lichte des Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK, noch in jenem von § 8 AsylG bzw. Art. 8 EMRK beachtlich istromisch
eins.1.2.3. Rechtlich fuhrte das Bundesasylamt aus, dass der von der BF vorgebrachte ausreisekausale Sachverhalt
weder im Lichte des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK, noch in jenem von Paragraph 8, AsylG bzw. Artikel 8,
EMRK beachtlich ist.

I.1.3. Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 23.10.2008 innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben.
Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.romisch
eins.1.3. Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 23.10.2008 innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben.
Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

Im Wesentlichen wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher und sonstiger Ausfiihrungen vorgebracht, dass das
Asylverfahren der Mutter noch anhangig ist.

I.1.4. Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesenromisch eins.1.4. Hinsichtlich
des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

I.2. Basierend auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffenrémisch eins.2. Basierend
auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffen:

1.2.1. Der Beschwerdeflhrerrémisch eins.2.1. Der Beschwerdeflhrer

Bei der Beschwerdefiihrerin handelt es sich im eine im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehérige
Armenierin, welche aus einem Uberwiegend von Armeniern bewohnten Gebiet stammt und sich zum
Mehrheitsglauben des Armenisch-Apolstolischen Christentums bekennt. Die Beschwerdefihrerin ist eine junge,
gesunde, arbeitsfahige Frau mit familiaren bestehenden Familidren Anknutpfungspunkten in deren Herkunftsstaat und
einer -wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Osterreich- gesicherten Existenzgrundlage.

In Osterreich sind der minderjéhrige Bruder, sowie deren Mutter aufhiltig. Deren Antrage wurden im selben Umfang
wie jener der BF abgewiesen und die Ausweisung nach Armenien verflgt. Ebenso ist der Lebensgefahrte der Mutter
der BF, der nicht der Vater der BF ist in Osterreich aufhéltig. Diesem wurde subsididrer Schutz gewahrt.

Die Identitat der Beschwerdefihrerin steht fest.
1.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Armenienrémisch eins.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Armenien

In Bezug auf die asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien schlie3t sich der AsylGH den Feststellungen des
Bundesasylamtes, welche bereits wortlich wiederholt wurden, an.

1.2.3. Behauptete Ausreisegriinde aus dem Herkunftsstaat
Die BF verlieR Armenien, weil sie mit ihrer Mutter in Osterreich zusammenleben will.

Weitere Ausreisegrinde und/oder Ruckkehrhindernisse kamen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen

nicht hervor.
II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

I.1. Beweiswurdigungromisch zwei.1. Beweiswurdigung


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/entscheidung/56668
https://www.jusline.at/entscheidung/56668

I1.1.1. Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug
auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auRer Zweifel stehenden Aktenlage fest.rémisch zwei.1.1.
Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf
den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden Aktenlage fest.

I1.1.2. Die Feststellungen zur Person der Beschwerdeftihrerin ergeben sich aus ihren in diesem Punkt nicht widerlegten
Angaben, sowie ihren Sprach- und Ortskenntnissen.rémisch zwei.1.2. Die Feststellungen zur Person der
Beschwerdefiihrerin ergeben sich aus ihren in diesem Punkt nicht widerlegten Angaben, sowie ihren Sprach- und
Ortskenntnissen.

Im gegenstandlichen Fall ist dem BAA in Bezug auf die Identitdt der BF nicht zu folgen. Einerseits wurde die Identitat im
Verfahren widerspruchsfrei dargelegt und durch die Mutter, die ihrerseits ihre Identitdt nachwies -das diesbezugliche
Familienverhaltnis wurde nicht bezweifelt- ebenfalls bescheinigt. Laut ho. Ansicht wurde die Identitdt somit
ausreichend und unwiderlegt bescheinigt. Waren dem BAA weitere Anhaltspunkte vorgelegten, dass eine falsche
Identitat vorgebracht worden ware, hatte dies ein weiteres Ermittlungsverfahren -etwa die Durchfiihrung eines DNA-
Tests oder die Aufforderung zur Vorlage weiterer Bescheinigungsmittel- nach sich ziehen missen, was jedoch nicht der
Fall war. Die Identitat steht daher nach Ansicht des erkennenden Gerichts fest.

I1.1.3 Zu den vom Bundesasylamt zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat
ausgewahlten Quellen wird angefiihrt, dass es sich hierbei aus der Sicher des AsylGHs einer ausgewogenen Auswahl
verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente, welches es ihm
augenscheinlich ermoglichte, sich ein méglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat machen zu kénnen.
Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeflihrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch
strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veroffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behérden jenes
Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurtckhaltung gelbt wird, wenn es um
Sachverhalte geht, fur die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese
Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat verpflichtet, weshalb diesen Quellen
keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalien Verfolgten
unterstellt werden kann. Hingegen findet sich hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprunges.romisch zwei.1.3 Zu den vom Bundesasylamt zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage
im Herkunftsstaat ausgewdhlten Quellen wird angefiihrt, dass es sich hierbei aus der Sicher des AsylGHs einer
ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente,
welches es ihm augenscheinlich ermdglichte, sich ein méglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat
machen zu kdnnen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefihrt, dass zwar in nationalen Quellen
rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veroffentlichung davon ausgehen muss,
dass sie den Behorden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurlckhaltung
gelbt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die ausldndische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch
andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch
fir die behauptetermaRen Verfolgten unterstellt werden kann. Hingegen findet sich hinsichtlich der Uberlegungen zur
diplomatischen Zuruckhaltung bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei
den oa. Quellen nationalen Ursprunges.

Bei Beriicksichtigung der soeben angefiihrten Uberlegungen hinsichtlich des Inhaltes der Quellen unter
Berucksichtigung der Natur der Quelle und der Intention derer Verfasser ist gegen die Auswahl der Quellen durch das
Bundesasylamt nichts einzuwenden. Auch kommt den Quellen Aktualitat zu (vgl. Erk. d. VwGHs. vom 9. Marz 1999, ZI.
98/01/0287 und sinngemald im Zusammenhang mit Entscheidungen nach§ 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November
1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Z1.99/01/0210).Bei BerUcksichtigung der soeben angefihrten
Uberlegungen hinsichtlich des Inhaltes der Quellen unter Beriicksichtigung der Natur der Quelle und der Intention
derer Verfasser ist gegen die Auswahl der Quellen durch das Bundesasylamt nichts einzuwenden. Auch kommt den
Quellen Aktualitat zu vergleiche Erk. d. VWGHs. vom 9. Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemal3 im Zusammenhang
mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7.
Juni 2000, ZI. 99/01/0210).
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Auch die BF trat den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substanttiert entgegen.

II.1.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufihren, dass die vom BAA vorgenommene
Beweiswurdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze
vorbehaltlich den bereits getroffenen Ausfihrungen in sich schlissig und stimmig.rémisch zwei.1.4. In Bezug auf den
weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufihren, dass die vom BAA vorgenommene Beweiswtrdigung im hier
dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze vorbehaltlich den bereits getroffenen
Ausfuhrungen in sich schlussig und stimmig.

Dem BAA ist jedenfalls zuzustimmen, dass die BF aus Armenien ausreiste um in Osterreich bei seiner Mutter zu leben.

Im Ubrigen wird die Beweiswiirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bek&mpft, weshalb der
Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen (vgl. zB. VwGH
20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995,95/19/1046; 30.1.2000,2000/20/0356; 23.11.2006,2005/20/0551 ua.).Im Ubrigen
wird die Beweiswurdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekampft, weshalb der Asylgerichtshof
nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen vergleiche zB. VwWGH 20.1.1993,
92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

In Bezug auf die vom BAA abweichende Beweiswiirdigung in Bezug auf die Identitat des BF wird auf die unter I.1.2.
getroffenen Ausfihrungen verwiesen.In Bezug auf die vom BAA abweichende Beweiswurdigung in Bezug auf die
Identitat des BF wird auf die unter rémisch zwei.1.2. getroffenen Ausfihrungen verwiesen.

I.2. Rechtliche Beurteilungromisch zwei.2. Rechtliche Beurteilung
I1.2.1. Zustandigkeitrémisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lautenArtikel 151 Absatz 39, Ziffer eins und 4 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) siebenten
Hauptstlickes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 144a in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBI. | Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Fir den Ubergang zur neuen
Rechtslage gilt:(39) Artikel 10, Absatz eins, Ziffer eins, 3, 6 und 14, Artikel 78 d, Absatz 2,, Artikel 102, Absatz 2,, Artikel
129,, Abschnitt B des (neuen) siebenten Hauptstuckes, Artikel 132 a,, Artikel 135, Absatz 2 und 3, Artikel 138, Absatz
eins,, Artikel 140, Absatz eins e, r, s, t, e, r, Satz und Artikel 144 a, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008, treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Fir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt:

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhangige Bundesasylsenat zum AsylgerichtshofZiffer eins :, Mit 1. Juli 2008
wird der bisherige unabhangige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhangigen Bundesasylsenat anhdngige Verfahren sind vom Asylgerichtshof
weiterzufUhren.Ziffer 4 :; Am 1. Juli 2008 beim unabhdngigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren sind vom
Asylgerichtshof weiterzufthren.

Gem. § 75 (7) Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 idgF sind am 1. Juli 2008 beim Unabhdngigen
Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom Asylgerichtshof nach MaRgabe der geltenden Bestimmungen
weiterzufUhren:Gem. Paragraph 75, (7) Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100 idgF sind
am 1. Juli 2008 beim Unabhangigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom Asylgerichtshof nach MaRgabe der
geltenden Bestimmungen weiterzufthren:

Im Rahmen der Interpretation des 8 75 (7) ist mit einer Anhangigkeit der Verfahren beim Unabhéangigen
Bundesasylsenat mit 30.6.2008 auszugehen (vgl. Art. 151 Abs. 39 Z.1 B-VG). Der in der genannten
Ubergangsbestimmung genannte 1. Juli 2008 ist im Sinne der im oa. Klammerausdruck genannten Bestimmung des B-
VG zu lesen.Im Rahmen der Interpretation des Paragraph 75, (7) ist mit einer Anhangigkeit der Verfahren beim
Unabhangigen Bundesasylsenat mit 30.6.2008 auszugehen vergleiche Artikel 151, Absatz 39, Ziffer eins, B-VG). Der in
der genannten Ubergangsbestimmung genannte 1. Juli 2008 ist im Sinne der im oa. Klammerausdruck genannten
Bestimmung des B-VG zu lesen.

Aus den oa. Bestimmungen ergibt sich die nunmehrige Zustandigkeit des AsylGH.
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I1.2.2. Entscheidung im Senatromisch zwei.2.2. Entscheidung im Senat

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idFBGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fiir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde im Senat zu entscheiden.
I1.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemafR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemalR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemaR &8 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.Gemafd Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
als unzulassig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu setzen und demgemal? den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. 8 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des 8 75 (1) leg. cit
in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu
Ende zu fuhren sind.Gem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG
2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des Paragraph 75, (1) leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005
anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fihren sind.

Gegenstandliches Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhangig, weshalb es nach den Bestimmungen des AsylG 2005
idgF zu fihren war.

I.2.4. Verweise, Wiederholungenrémisch zwei.2.4. Verweise, Wiederholungen

I.2.4.1. Das erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auRer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wirdcdmisch zwei.2.4.1. Das
erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auRer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) zu

verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wird.

1.2.4.2. Ebenso ist es nicht unzulassig, Teile der Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehdrde wortlich
wiederzugeben. Es widerspricht aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begriindung von
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Entscheidungen eines (insoweit erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, Beweiswurdigung
und rechtliche Beurteilung nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer Zusammenschau mit der
Begrindung der Bescheide ergibt. Die fur die bekampfte Entscheidung maf3geblichen Erwagungen mussen aus der
Begrindung der Entscheidung hervorgehen, da nur auf diese Weise die rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den
Verfassungsgerichtshof moglich ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).romisch zwei.2.4.2. Ebenso ist es nicht
unzulassig, Teile der Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehérde wortlich wiederzugeben. Es widerspricht
aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begrindung von Entscheidungen eines (insoweit
erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, Beweiswirdigung und rechtliche Beurteilung
nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer Zusammenschau mit der Begrindung der Bescheide
ergibt. Die fUr die bekampfte Entscheidung maRRgeblichen Erwdgungen muissen aus der Begrindung der Entscheidung
hervorgehen, da nur auf diese Weise die rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof moglich
ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).

I.2.4.3. Grundsatzlich ist im gegenstandlichen Fall anzufiihren, dass das Bundesasylamt ein mangelfreies,
ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren durchfiihrte und in der Begriindung des angefochtenen Bescheides die
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf
gestltzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehdrde hat sich sowohl mit
dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch ausfihrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen
Situation Armenien auf Grundlage ausreichend aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in
zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des BF gebracht.rémisch zwei.2.4.3. Grundsatzlich ist im
gegenstandlichen Fall anzufiihren, dass das Bundesasylamt ein mangelfreies, ordnungsgemales Ermittlungsverfahren
durchfiihrte und in der Begriindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei
der Beweiswirdigung malRgebenden Erwdgungen und die darauf gestlitzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und
Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehdrde hat sich sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt,
als auch ausfuhrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen Situation Armenien auf Grundlage ausreichend
aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des
BF gebracht.

Im Lichte der oa. Judikatur wiederholte das erkennende Gericht die Ausfihrungen des Bundesasylamtes wortlich und
konkretisiert diese wie folgt:

I1.2.5. Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigterrémisch zwei.2.5. Nichtzuerkennung des Status des
Asylberechtigten

Die hier maRRgeblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten:Die hier maRgeblichen Bestimmungen des Paragraph 3,
AsylG lauten:

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustdndigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht."§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention droht.

(2) ...

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,
wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

(4) ...

(5) Die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags auf internationalen
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Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem Fremden
damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt."

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit @ 4 AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (§ 5
AsylG) zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Bericksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag des Berufungswerbers inhaltlich zu prifen ist.Gegenstandlicher Antrag
war nicht wegen Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5,
AsylG)  zuruckzuweisen. Ebenso liegen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag des Berufungswerbers inhaltlich zu prifen ist.

Flichtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Fllichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich aul3erhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses
Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegriindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (z.B. VwGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194)

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss

ihrerseits Ursache dafir sein, dass sich die betreffende Person aulRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Die BF brachte vor, Armenien verlassen zu haben, um bei ihrer Mutter zu leben. Dass sie ihren Herkunftsstaat verlieR3,
weil sie aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen
seiner politischen Gesinnung Verfolgung befurchte wurde nicht vorgebracht und ergibt sich auch nicht aus den
getroffenen Feststellungen zur Lage in Armenien.

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorlieben der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten
Grund ergaben, scheidet die Gewahrung von Asyl somit aus.Da sich auch im Rahmen des sonstigen
Ermittlungsergebnisses bei Berulcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise auf das Vorlieben der
Gefahr einer Verfolgung aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten Grund ergaben, scheidet die
Gewahrung von Asyl somit aus.

I1.2.6. Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaatdmisch zwei.2.6.
Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat

Die hier mal3geblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:Die hier maf3geblichen Bestimmungen des Paragraph 8,
AsylG lauten:

"8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder
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2...

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.wenn eine
Zuruckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wtirde
oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wuirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung nach 8 3 ... zu verbinden.(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten nach Absatz eins, ist mit der abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, ... zu

verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrége auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche

Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.
4)...
(5) ...
(6) ...
(7) ...

Bereits 8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prufungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der Status des subsididar Schutzberechtigten im Hinblick auf den Herkunftsstaat nicht zuzuerkennen
ist.Bereits Paragraph 8, AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies
war dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der Status des subsidiar Schutzberechtigten im Hinblick auf den Herkunftsstaat nicht zuzuerkennen ist.

Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemalle Festnahme durchzufihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal festgehaltenen

Person zu verhindern;
¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrtcken."

Wahrend das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die Todesstrafe als
vollstandig abgeschafft.

Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:
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"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Toétung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemafe Festnahme durchzufiihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal’ festgehaltenen

Person zu verhindern;
¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdricken."

Wahrend das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die Todesstrafe als
vollstandig abgeschafft.

Art. 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des ¢ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRRe kdrperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefugt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrticklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehtéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufugung einer Demutigung oder Entwuirdigung von besonderem Grad zu
verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begrunden, wenn stichhaltige Grunde fir die Annahme bestehen, dass der betroffene Person im Falle seiner
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf
politisches Asyl garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden
Staates nach Artikel 3, EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass der betroffene



Person im Falle seiner Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI
gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaBBnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begrindete Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele:Eine
aufenthaltsbeendende Malinahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafur
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
des BeschwerdefUhrers zu berucksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs
fallen. Als Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der
EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fiir ein "ausreiched realies
Riskiko" flr eine Verletzung des Art. 3 EMRK eingdenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor
Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex:VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering,
EuGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstdnde im Herkunftsstaat des Beschwerdefiihrers zu
beriicksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fiir
diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die
Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fir ein "ausreiched realies Riskiko" fur eine
Verletzung des Artikel 3, EMRK eingdenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt vergleiche Karl Premissl in Migralex
"Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex:

"Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden,
4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet (vgl fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR
146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against
Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich
kein Bleiberecht mit der Begriindung abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische
od. sonst. unterstltzende Leistungen nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet vergleiche fur
mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others
against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auRRer
Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art. 3 EMRK fuhren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall"),
Europ. Kommission fir Menschenrechte: B.B. gegen Frankreich, 9.3.1998, Nr. 30930/96; In seiner sonstigen, dem in die
Literatur unter der "St. Kitts-Fall' bekannten Fall nachfolgenden Rechtsprechung hat der EGMR (unter
Berucksichtigung der jeweils gegebenen konkreten Umstande) -bezogen auf eine Erkrankung des Beschwerdeflhrers-
in keinem Fall eine derart auRBergewdhnliche - und damit vergleichbare - Situation angenommen (vgl. z.B. (S.C.C. gegen
Schweden, Nr. 46553 /99 [HIV-Infektion beim Vorhandensein von Verwandten und grundsatzlicher Behandelbarkeit im
Herkunftsstaat], EGMR 10.11.2005, Paramsothy gegen die Niederlande [Erkrankung an Posttraumatischem
Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande, Nr. 35989/03 [Erkrankung an Depression, teils
mit psychotischer Charakteristik], EGMR 27.09.2005, Hukic gegen Schweden, Nr. 17416/05 [Erkrankung am Down-
Syndrom], EGMR 22.09.2005, Kaldik gegen Deutschland, Nr. 28526 [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom
mit Selbstmordgefahr], EGMR 31.05.2005, Ovdienko gegen Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression
mit Selbstmordgefahr], EGMR 25.11.2004, Amegnigan gegen die Niederlande, Nr. 25629/04 [HIV-Infektion], EGMR
29.06.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04 [psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen], EGMR
22.06.2004, Ndangoya gegen Schweden, Nr. 17868/03 [HIV-Infektion], EGMR 06.02.2001, Bensaid gegen Vereinigtes
Konigreich [Erkrankung an Schizophrenie]) und zeigt somit -auch Uber den Themenbereich der Erkrankung des



Beschwerdefiihrers hinaus die hohe Eintrittsschwelle von Art. 3 EMRK in jenen Fallen, in denen keine unmittelbare
Verantwortung des Abschiebestaates vorliegt}.Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden
kann die Entscheidung, den Fremden aul3er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK fihren {EGMR
02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall"), Europ. Kommission fur Menschenrechte: B.B. gegen Frankreich,
9.3.1998, Nr. 30930/96; In seiner sonstigen, dem in die Literatur unter der "St. Kitts-Fall" bekannten Fall nachfolgenden
Rechtsprechung hat der EGMR (unter Berucksichtigung der jeweils gegebenen konkreten Umstande) -bezogen auf eine
Erkrankung des Beschwerdefihrers- in keinem Fall eine derart auBergewdhnliche - und damit vergleichbare - Situation
angenommen vergleiche z.B. (S.C.C. gegen Schweden, Nr. 46553 /99 [HIV-Infektion beim Vorhandensein von
Verwandten und grundsatzlicher Behandelbarkeit im Herkunftsstaat], EGMR 10.11.2005, Paramsothy gegen die
Niederlande [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande,
Nr. 35989/03 [Erkrankung an Depression, teils mit psychotischer Charakteristik]l, EGMR 27.09.2005, Hukic gegen
Schweden, Nr. 17416/05 [Erkrankung am Down-Syndrom], EGMR 22.09.2005, Kaldik gegen Deutschland, Nr. 28526
[Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom mit Selbstmordgefahr], EGMR 31.05.2005, Ovdienko gegen
Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression mit Selbstmordgefahr], EGMR 25.11.2004, Amegnigan
gegen die Niederlande, Nr. 25629/04 [HIV-Infektion], EGMR 29.06.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04
[psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen], EGMR 22.06.2004, Ndangoya gegen Schweden, Nr. 17868/03
[HIV-Infektion], EGMR 06.02.2001, Bensaid gegen Vereinigtes Konigreich [Erkrankung an Schizophrenie]) und zeigt
somit -auch Uber den Themenbereich der Erkrankung des Beschwerdeflihrers hinaus die hohe Eintrittsschwelle von
Artikel 3, EMRK in jenen Fallen, in denen keine unmittelbare Verantwortung des Abschiebestaates vorliegt}.

Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdeflihrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und
ernsthaften Gefahr schliissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53,
S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete
Weise belegt werden.Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdefiihrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit
einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schliissig darstellen vergleiche EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 -
Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise
geschildert und auf geeignete Weise belegt werden.

Rein spekulative Beflrchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziiglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl. EKMR,
Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).Rein spekulative Beflrchtungen reichen
ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: romisch zehn u. Y gg. Vereinigtes Konigreich),
wie vage oder generelle Angaben bezlglich mdglicher Verfolgungshandlungen vergleiche EKMR, Entsch. Vom
17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfihrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten fUr den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit als madglich-
Informationen vorzulegen, die der Behodrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdoglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehorigen Umstand handelt (zB ihre familiare (VwGH
14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSIg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601) oder finanzielle (vgl
VWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl
auch VwWGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002,
2002/18/0279).Wenn es sich um einen der persoénlichen Sphare der Partei zugehérigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behorde nicht amtswegig
Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen
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Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass
im Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit
zu rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in 8 50 Abs. 1 FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VwWGH 26.6.1997, 95/21/0294).Voraussetzung fir das
Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest
gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass im Heimatstaat
des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in Paragraph 50, Absatz eins, FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware vergleiche VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der Beschwerdefuhrer verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z195/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Gber die bloRe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden malfgeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Hinweise auf das sonstige Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot,
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das sonstige
Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder
sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.

Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.Aufgrund der Ausgestaltung des
Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im
Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat der Beschwerdefihrerin nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
nicht festgestellt werden, dass fur die Beschwerdefuhrerin als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der Beschwerdefiihrerin in wesentlichen Bereichen
als problematisch darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte stéandige Praxis grober,
offenkundiger, massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des
UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter § 8 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist. Auch wenn sich die Lage der
Menschenrechte im Herkunftsstaat der Beschwerdefiihrerin in wesentlichen Bereichen als problematisch darstellt,
kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls
kein Hinweis auf das Bestehen eines unter § 8 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werdenAus der sonstigen
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allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls kein Hinweis auf das
Bestehen eines unter Paragraph 8, AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der Beschwerdefihrerin begriindete Rickkehrhindernisse kénnen bei Berlcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Situation der Beschwerdefihrerin wird weiters festgestellt, dass diese im Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verfligt. Bei der Beschwerdefihrerin handelt es sich um eine mobile, junge, gesunde,
arbeitsfahige Frau mit in Armenien abgeschlossener Schulbildung, die aus einer Familie stammt, deren Existenz in
Armenien gesichert ist und die vor der Ausreise der BF fur ihren Unterhalt sorget. Auch stammt die
Beschwerdefiihrerin aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der Bevolkerung gewahrleistet ist
und andererseits gehort die Beschwerdefiihrerin keinen Personenkreis an, von welchem Anzunehmen ist, dass er sich
in Bezug auf seine individuelle Versorgungslage schutzbedurftiger darstellt als die Ubrige Bevdlkerung, welche
ebenfalls fir ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Vor ihrer Ausreise nach Osterreich sorgte die GroBmutter fir
den Unterhalt der BF, im Fall einer Ruckkehr stiinde auch die Mutter hierzu zur Verfigung. Auch ist anzufthren, dass
sich die BF in einem Alter befindet, in welchem ein zumutbarer Beitrag zum familidaren Erwerb angenommen werden
kann und auch die Selbsterhaltungsfahigkeit der BF in naher Zukunft als gegeben angenommen werden kann. Auch ist
darauf hinzuweisen, dass in Armenien weitere familidare Anknlpfungspunkte bestehen, was aufgrund des
Zusammenhaltes innerhalb der Familie im kaukasischen Raum anfangliche anlasslich der Ruckkehr bestehende
Schwierigkeiten erheblich mindert.

Ebenso ergaben sich im Ermittlungsverfahren keine Hinweise, dass sich der Gesundheitszustand der BF so schlecht
darstellen wiirde, dass eine Art. 3 EMRK konforme Uberstellung in den Herkunftsstaat nicht méglich ware (vgl. sind
(vgl. Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, OvidienkoEbenso
ergaben sich im Ermittlungsverfahren keine Hinweise, dass sich der Gesundheitszustand der BF so schlecht darstellen
wirde, dass eine Artikel 3, EMRK konforme Uberstellung in den Herkunftsstaat nicht méglich wére vergleiche sind
vergleiche Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko

v. Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005).

Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ist jedenfalls davon auszugehen, dass die Beschwerdefihrerin im Falle einer
Rickkehr nach Armenien in der Lage ist, ihre dringendsten Lebensbedirfnisse zu befriedigen und -auch unter
Betrachtung seines Gesundheitszustandes- nicht Uber anfangliche Schwierigkeiten hinaus in eine dauerhaft
aussichtslose Lage gerat.

Aufgrund der getroffenen Ausfiihrungen ist davon auszugehen, dass die Beschwerdefiihrerin nicht verninftiger Weise
(VWGH 9.5.1996, ZI.95/20/0380) damit rechnen muss, in deren Herkunftsstaat mit einer Uber die blof3e Mdglichkeit (z.B.
VWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafgeblichen
Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG ausgesetzt ware,
weshalb die Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.Aufgrund der getroffenen Ausfiihrungen ist davon
auszugehen, dass die Beschwerdefihrerin nicht verntnftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen
muss, in deren Herkunftsstaat mit einer Uber die blo3e Moglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH
vom 14.10.1998. ZI. 98/01/0262) hinausgehenden maligeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996,
Z1.95/20/0194) Gefahr im Sinne des Paragraph 8, AsylG ausgesetzt ware, weshalb die Gewahrung von subsididren
Schutz ausscheidet.

I1.2.7. Ausweisung in den Herkunftsstaatrémisch zwei.2.7. Ausweisung in den Herkunftsstaat

Die hier relevanten Bestimmungen des8 10 AsylG lauten:Die hier relevanten Bestimmungen des Paragraph 10, AsylG
lauten:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1...
2.

der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird;
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3. ..

4. ..

(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden2. diese eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen

wlrden.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen,
dass die Durchfuhrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben ist.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus
Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese
nicht von Dauer sind, ist gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchfuhrung fir die notwendige
Zeit aufzuschieben ist.

(4)..."

Der gegenstandliche Asylantrag war abzuweisen und es war weder internationaler, noch subsididrer Schutz zu
gewahren. Es liegt daher bei Erlassung dieses Bescheides kein rechtmaRiger Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor.

Im gegenstandlichen Fall kommt dem Berufungswerber kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestiutztes
Aufenthaltsrecht zu.

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Art.
8 Abs 1 EMRK).Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben
vorliegen (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Zum Prifungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B
8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann
namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt
sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils
gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK
setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse
Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein
gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118;
EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? 0JZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso
VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Z1.2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006,
Z1.2002/20/0235-9, wo der VwWGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den
Eltern lebt).Zum Prifungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von
Eltern und (minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR
14.3.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat
vorliegt. Es kann namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche
miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht,
vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des
'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die
Beziehungen miissen eine gewisse Intensitdt aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen
zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind
vergleiche dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR


https://www.jusline.at/entscheidung/33556
https://www.jusline.at/entscheidung/32217
https://www.jusline.at/entscheidung/33570

28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80, EUGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische
Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des
Zusammenlebens schutzt die Verfassung? 0JZ 1998, 761; vergleiche auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft
und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vergleiche auch VwWGH vom 8.6.2006, ZI.
2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006, ZI2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis
feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der
Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).

Der Begriff des Familienlebens ist darUber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat grinden,
sondern schlieBt auch andere de facto Beziehungen ein; magebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines
Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere
Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es
sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.Der Begriff
des Familienlebens ist darlber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern schlieRt
auch andere de facto Beziehungen ein; maRgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der
Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx,
EGMR 23.04.1997, rémisch zehn ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach
gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

Im Bundesgebiet halten sich die bereits genannten der BF nahestehende Personen auf. Ebenso lebt die BF mit den
bereits genannten Personen im Familienband, wobei der Lebensgefdhrte der Mutter aufgrund der Erteilung der
befristeten Aufenthaltsberechtigung zum Aufenthalt berechtigt ist.

Sie méchte offensichtlich ihr kiinftiges Leben in Osterreich gestalten und halt sich seit 19.8.2008 im Bundesgebiet auf.
sie reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle und mit Hilfe einer Schlepperorganisation in das Bundesgebiet ein.

Die Ausweisung stellt somit einen Eingriff in das Recht auf das Privat- und Familienleben dar, wenngleich dieser schon
alleine durch den erst kurzen Aufenthalt und den niedrigen Integrationsgrad, welcher darlber hinaus nur durch die
unbegriindete Stellung eines Asylantrages erreicht werden konnte, in Osterreich relativiert wird.

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdorde in die Austbung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gem.
Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o&ffentliche Behdrden im Sinne des
Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in § 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim
Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o&ffentliche Behdérden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der
Eingriff in Paragraph 8, Absatz 2, AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu priifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens lebens
des Beschwerdefihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in
einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)
EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu priufen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung
des Privat- und/oder Familienlebens lebens des Beschwerdefihrers im gegenstandlichen Fall durch den
Eingriffsvorbehalt des Artikel 8, EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich
die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismaliiger Wiese verfolgt.
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Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschutztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenuber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die offentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austibung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedirfnis

gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegentber verhaltnismafig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, uva).Nach standiger Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu
(VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Der VWGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem Abschluss des
Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung im
Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen
lasst (VwGH 31.10.2002, ZI. 2002/18/0190).

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des
Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche MalRnahmen nach (negativer) Beendigung des
Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Féllen, in welchen der
Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu
Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. FeR3l/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).Ebenso wird durch
die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des Asylverfahrens
erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche MalRnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens
vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der Fremde aufgrund
eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des
(abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst vergleiche FeRI/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes fiir die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz,
ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, kdnnte sich der Fremde bei
der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsachlichen
(illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem 6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung
eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen wirde.

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zulassig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o&ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwWGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8, Absatz
2, EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur Erreichung der in
Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu
subsumieren ist. Die fur den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -abgesehen von den
spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaf3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdeflhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
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vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fur solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Wie aus dem 2. Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich
dauernd wohnhaften dsterreichischen Staatsburgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen
wurde, dass dem Beschwerdeflhrer gem. 8 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus
offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft,
zu deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur
die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem
Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaR den nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen
fir den Beschwerdefihrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu
legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus mdglich ist. Wie aus dem 2.
Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich dauernd wohnhaften
Osterreichischen Staatsbirgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei Bertcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen wirde, dass dem
Beschwerdefiihrer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen
steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu
deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.

Bei rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der Beschwerdefiihrer somit nicht rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhaltig. Es bleibt ihm aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch- danach vom Ausland aus
einen Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erflllung der gesetzlichen Voraussetzungen so auf legale Art und Weise

einzureisen bzw. hier zu leben.

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit fiir den Fremden die Verpflichtung Osterreich
unverzlglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhangung einer Ausweisung kann die Sicherheitsbehdrde diese, im
Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, Ausreiseverpflichtung erforderlichenfalls -dh. mangels
Freiwilligkeit des Fremden- auch durch eine behoérdliche Malinahme durchsetzen.

Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich Uber keinen Aufenthaltstitel verfigen und denen bloR wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bediirfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich muissen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschiitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenlber verhaltnismaRig sein.

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Ausldndern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden koénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,



16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstdanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréf3ten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur
den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.
33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behdrden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlie3end
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erértert, in denen ein legaler Aufenthalt der
BeschwerdefUhrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstdnden eine ausreichende Grundlage fir die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefuhrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.Im
Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur den
Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.
Nr. 33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behérden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschliefend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erortert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstdnden eine ausreichende Grundlage fir die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen ladsst - dem Aufenthaltsstatus des
Fremden fUr die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschiitzte Privatleben keine
Relevanz beimisst, so wird die Frage der RechtmaRigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprifung
nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berucksichtigung zu finden haben.

In seinem jungsten Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl
50435/99 filhrte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob
das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen
Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem jlingsten Erkenntnis
Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fuhrte der EGMR unter
Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem
Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines
Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom vornherein unsicher war. Er
stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen Fallen nur unter ganz
speziellen Umstanden eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH fuhrte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisendaus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfullen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt



konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen. Im
geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der BF getroffen, weil es BF 1 grundsatzlich
moglich gewesen wadre, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie mit dem Vater von BF2 , einem
Staatsburger der Niederlande vom Juni 1994 bis Janner 1997 eine dauerhafte Beziehung fihrte. Es war daher der Fall
BF 1 trotz ihres vorwerfbaren sorglosen Umganges mit den niederldndischen Einreisebestimmungen von jenen Fallen
zu unterscheiden, in denen der EGMR befand, dass die betroffenen Personen zu keinem Zeitpunkt verninftiger Weise
erwarten konnten, ihr Familienleben im Gastland weiterzufiihren. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des
besonderen Verhaltnisses zwischen dem Kleinkind und der Mutter besonders gewurdigt.

Weiters wird hier auf das jungste Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich,
Nr. 21878/06 verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf:

Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF vorgetragenen Frage
auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefihrerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre
Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein Privatleben iS von Art. 8
EMRK entstanden ist.Im gegenstdndlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF
vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefiihrerin im UK, ihr Engagement in
der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein
Privatleben iS von Artikel 8, EMRK entstanden ist.

Dies wird damit begriindet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung fiir die
Zulassigkeit der Abschiebung ware, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und
das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits
jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwagung gegen das legitime 6ffentliche
Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu fuhren konnte, dass ihre Abschiebung als
unverhaltnismaliger Eingriff zu werten ware.

Die zustandige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall UNER gg. Niederlande (EGMR Urteil
vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdefihrerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt,
sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher wahrend der gesamten Dauer
ihres Asylverfahrens und ihrer humanitaren Antrége unsicher war.

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Antrage wird auch durch eine behauptete Verzdgerung der Behérden
bei der Entscheidung Uber diese Antrage nicht unverhaltnismagig.

In den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, ZahIB 1150/07-9 und Erk. d. VWGH vom 17.12.2007, Zahl2006/01/0216 bis 219-6
entwickelten diese unter ausdricklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR folgende Richtlinien (in den Medien der
vielgenannte "Kriterienkatalog"):

Folgende Faktoren sind im Rahmen der Interessensabwagung zu berucksichtigen:

e Strichaufzahlung
Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben gekniipft wird (EGMR 31.1.2006, Fall
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban,
Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046),

e -Strichaufzahlung
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81,
9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, O)Z 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z,
Appl. 21.830/93, )z 1998, 271)das tatséchliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz
ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, OJZ 2003, 344;
22.4.1997, Fall rémisch zehn, Y und Z, Appl. 21.830/93, OJZ 1998, 271)

e -Strichaufzahlung
und dessen Intensitat (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00),

e -Strichaufzahlung
die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,
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e Strichaufzéhlung
den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Tei-lnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ
2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00,
EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwWGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),den Grad der Integration
des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der
Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Tei-lnahme am sozialen Leben, der Beschaftigung und ahnlichen
Umstanden manifestiert vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall
Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EUGRZ 2006, 554; vergleiche
auch VwGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),

e Strichaufzahlung

die Bindungen zum Heimatstaat,

e Strichaufzahlung

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch

e Strichaufzahlung

VerstolRe gegen das Einwanderungsrecht und

e Strichaufzahlung
Erfordernisse der ¢ffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall
Useinov, Appl. 61.292/00) fir maBgeblich erachtet.Erfordernisse der 6ffentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) fiir mal3geblich erachtet.

Auch

e Strichaufzahlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwagung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall
Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und
Hoogkamer, Appl. 50.435/99, O)Z 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562).

Der Vertreterin der Beschwerdefiihrerin musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im
Falle der Abweisung des Asylantrages nur ein Vortubergehender ist. Ebenso indiziert die Einreise unter Umgehung der
Grenzkontrolle den Umstand, dass zumindest der Vertreterin die Unmdglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften
Niederlassung bewusst, war, da davon auszugehen ist, dass sie in diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche Art
der Einreise und Niederlassung gewahlt hatte. Dazu kommt, dass die Vertretung der Beschwerdefihrerin bzw. die BF
gerade in diesem Stadium des ungewissen Aufenthaltes seine Anknupfungspunkte gem. Art 8 (1) EMRK begrindete,
weshalb der BF nicht schutzenswert erscheint.Der Vertreterin der Beschwerdeflhrerin musste bei der Antragstellung
klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der Abweisung des Asylantrages nur ein Voribergehender ist.
Ebenso indiziert die Einreise unter Umgehung der Grenzkontrolle den Umstand, dass zumindest der Vertreterin die
Unmoglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften Niederlassung bewusst, war, da davon auszugehen ist, dass sie in
diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche Art der Einreise und Niederlassung gewahlt hatte. Dazu kommt, dass
die Vertretung der Beschwerdeflihrerin bzw. die BF gerade in diesem Stadium des ungewissen Aufenthaltes seine
Anknupfungspunkte gem. Artikel 8, (1) EMRK begriindete, weshalb der BF nicht schiitzenswert erscheint.

Im Rahmen eines Vergleiches mit den Verhaltnissen im Herkunftsstaat sind folgende Uberlegungen anzustellen:

Die Beschwerdefiihrerin verbrachte den Uberwiegenden Teil ihres Lebens in Armenien, wurde dort sozialisiert, gehort
der dortigen Mehrheits- und Titularethnie an, bekennt sich zum dortigen Mehrheitsglauben und spricht die dortige
Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass in Armenien Bezugspersonen
etwa im Sinne eines gewissen Freundesund/oder Bekanntenkreises der Beschwerdefiihrerin existieren, da nichts
darauf hindeutet, dass die BF vor ihrer Ausreise in ihrem Herkunftsstaat in volliger sozialer Isolation gelebt hatte. Es
deutet daher nichts darauf hin, dass es der Beschwerdefihrerin im Falle einer Rickkehr in deren Herkunftsstaat nicht
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moglich ware, sich in die dortige Gesellschaft erneut zu integrieren. Im Gegensatz hierzu ist die Beschwerdefihrerin -in
Bezug auf ihr Lebensaltererst einen relativ kurzen Zeitraum in Osterreich aufhaltig und hat hier keine tiber die bereits
genannten hinausgehenden qualifizierten Anknlpfungspunkte.

Auch ist festzustellen, dass davon auszugehen ist, dass die primdre Anknipfungsperson der BF, namlich ihre Mutter
mit ihr nach Armenien zurtickkehren wirde und im Verfahren nicht vorgebracht wurde, die primare Motivation
Armenien zu verlassen ware darin gelegen, mit dem Lebensgefdhrten der Mutter der BF im gemeinsamen
Familienverband leben zu wollen. Auch ist festzuhalten, dass der BF erst seit einigen Monaten mit dem
Lebensgefahrten der Mutter des BF in gemeinsamen Haushalt lebt und im Verfahren keine Hinweise auf eine
qualifizierte Bindung hervorkamen, welche den zwingenden Aufenthalt des BF in Osterreich voraussetzt. Auch wird
darauf hingewiesen, dass es der BF freisteht, auch nach einer Ausreise aus Osterreich den Kontakt mit dem
Lebensgefahrten ihrer Mutter aufrecht zu erhalten, etwa in brieflicher, telefonischer oder telefonischer Form.

Im Rahmen einer Gesamtschau kann daher auch nicht festgestellt werden, dass eine Gegenuberstellung der vom
Beschwerdefiihrer in seinem Herkunftsstaat vorzufindenden Verhaltnissen mit jenen in Osterreich im Rahmen einer
Interessensabwagung zu einem Uberwiegen der privaten Interessen des Beschwerdefiihrers am Verbleib in Osterreich
gegenUber den 6ffentlichen Interessen an einem Verlassen des Bundesgebietes fihren wirde.

Es wird hier noch einmal darauf hingewiesen, dass der Einreise nach Osterreich auf das Bestreben der Verschaffung
einer dauerhaften Niederlassung in Osterreich unter Umgehung der Einreise- und Niederlassungsvorschriften und
nicht auf die Suche vor Verfolgung im Herkunftsstaat basiert, weshalb eine entsprechende Bericksichtigung des
vorhandenen Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 Abs. 2 -wie bereits erwahnt- einer von der Rechtsordnung
verpdnte Beglinstigung rechtsmissbrauchlichem Verhaltens gleichkdme, was ebenfalls fir die in Art. 8 (2) ERMRK
genannten o6ffentlichen Interessen spricht.Es wird hier noch einmal darauf hingewiesen, dass der Einreise nach
Osterreich auf das Bestreben der Verschaffung einer dauerhaften Niederlassung in Osterreich unter Umgehung der
Einreise- und Niederlassungsvorschriften und nicht auf die Suche vor Verfolgung im Herkunftsstaat basiert, weshalb
eine entsprechende Berucksichtigung des vorhandenen Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, -
wie bereits erwadhnt- einer von der Rechtsordnung verpdnte Beglnstigung rechtsmissbrauchlichem Verhaltens
gleichkdme, was ebenfalls fir die in Artikel 8, (2) ERMRK genannten 6ffentlichen Interessen spricht.

Eine Prufung der sonstigen genannten Kriterien brachte keine weiteren gewichtigen Argumente fir den Verblieb der
Beschwerdefiihrerin im Bundesgebiet.

Wiirde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdefiihrer erfolgreich auf sein
Privat- und Familienleben berufen kdnnen, so wirde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem
geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen.

Kénnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen,
wlrde dies dartber hinaus dazu fihren, dass Fremde, welche die unbegriindete bzw. rechtsmissbrauchliche
Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet in Kenntnis
der Unbegrindetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als
Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in
Osterreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der
Fremden untereinander fihren wirde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip).Kénnte sich ein Fremder nunmehr in
einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen, wirde dies dartiber hinaus dazu fuhren,
dass Fremde, welche die unbegriindete bzw. rechtsmissbrauchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit
einer illegalen Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegrindetheit bzw.
Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als Fremde, welche genau zu
diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Osterreich legalisieren, was in
letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander flhren
wurde vergleiche hierzu auch das Estoppel-Prinzip).

Die VerhaltnismaRigkeit der MalBnahme der Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich
hierbei um das gelindeste femdenpolizeiliche Mittel (etwa im Vergleich zu den in 88 60 ff FPG 2005 idgF) handelt,
welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erscheint.Die VerhaltnismaRigkeit der Malinahme der



Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste femdenpolizeiliche
Mittel (etwa im Vergleich zu den in Paragraphen 60, ff FPG 2005 idgF) handelt, welches zur Erreichung des
angestrebten Zwecks geeignet erscheint.

Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Art. 8 (1) EMRK geschitzten Rechte der
Beschwerdefiihrerin zulassig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Abs. 2 leg. cit. festzustellen ist, dass
das das offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs
des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich den
Interessen der Beschwerdefuhrerin an einem Verbleib im Bundesgebiet Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung
der genannten Ziele notwendig und dartber hinaus verhaltnismaRig ist.Aus den o.a. Erwdgungen geht somit hervor,
dass der Eingriff in die durch Artikel 8, (1) EMRK geschutzten Rechte der Beschwerdefiihrerin zuldssig ist, weil im
Rahmen einer Interessensabwagung gem. Absatz 2, leg. cit. festzustellen ist, dass das das 6ffentliche Interesse an der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die
wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich den Interessen der Beschwerdefiihrerin an
einem Verbleib im Bundesgebiet Gberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und
daruber hinaus verhaltnismaRig ist.

Gegenstandliche Ausweisung ist von der sachlich und 6rtlich zustandigen Fremdenbehdrde zu vollziehen.
[1.2.8. Familienverfahrenrémisch zwei.2.8. Familienverfahren

§ 34 AsylG lautet:Paragraph 34, AsylG lautet:

"8 Familienverfahren im Inland

§ 34. (1) Stellt ein Familienangehdriger (8 2 Z 22) vonParagraph 34, (1) Stellt ein Familienangehdriger (Paragraph 2,
Ziffer 22,) von

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist ode2. einem Fremden,
dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

3. einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewadhrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem
Familienangehdrigen in einem anderen Staat nicht méglich ist.(2) Die Behdrde hat auf Grund eines Antrages eines
Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem
Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem Familienangehorigen in einem anderen Staat nicht

moglich ist.

(3) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen Familienangehdrigen eines
Fremden, dem der Status des subsididar Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, mit Bescheid den Status eines
subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, es sei denn,

1. dass die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Angehdrigen in einem
anderen Staat moglich ist oder1. dass die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK
mit dem Angehdrigen in einem anderen Staat maéglich ist oder

2. dem Asylwerber der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu priifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren, und es erhalten alle Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurliickzuweisen oder abzuweisen. Jeder
Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid."
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8§ 36 Abs. 3 AsylG lautet:Paragraph 36, Absatz 3, AsylG lautet:

"3) Wird gegen eine zurlckweisende oder abweisende Entscheidung im Familienverfahren auch nur von einem
betroffenen Familienmitglied Beschwerde erhoben, gilt diese auch als Beschwerde gegen die die anderen
Familienangehdrigen (8 2 Z 22) betreffenden Entscheidungen; keine dieser Entscheidungen ist dann der Rechtskraft
zuganglich. Allen Beschwerden gegen Entscheidungen im Familienverfahren kommt aufschiebende Wirkung zu, sobald
zumindest einer Beschwerde im selben Familienverfahren aufschiebende Wirkung zukommt.""'3) Wird gegen eine
zurickweisende oder abweisende Entscheidung im Familienverfahren auch nur von einem betroffenen
Familienmitglied Beschwerde erhoben, gilt diese auch als Beschwerde gegen die die anderen Familienangehdrigen
(Paragraph 2, Ziffer 22,) betreffenden Entscheidungen; keine dieser Entscheidungen ist dann der Rechtskraft
zuganglich. Allen Beschwerden gegen Entscheidungen im Familienverfahren kommt aufschiebende Wirkung zu, sobald

zumindest einer Beschwerde im selben Familienverfahren aufschiebende Wirkung zukommt."
8 2 Abs. 1 Z 22 AsylG lautet:Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 22, AsylG lautet:
"Begriffsbestimmungen

8 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes istParagraph 2, (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist

22. Familienangehdriger: wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung
unverheiratetes minderjahriges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits

im Herkunftsstaat bestanden hat;"

Entscheidungsrelevante Tatbestandsmerkmale sind "die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des
Art 8 MRK" und der Umstand, dass dieses Familienleben mit dem Familienangehorigen in einem anderen Staat nicht
zumutbar ist.Entscheidungsrelevante Tatbestandsmerkmale sind "die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens
im Sinne des Artikel 8, MRK" und der Umstand, dass dieses Familienleben mit dem Familienangehdrigen in einem

anderen Staat nicht zumutbar ist.

Ob in Bezug auf den Lebensgefahrten der Mutter der BF ein Familienverfahren zu fuhren ist, ist zu prufen, ob die
Mutter der BF und deren Lebensgefahrte eine rechtsgultige Ehe abgeschlossen haben, welche auch in Osterreich als
rechtsgultige Ehe anzusehen ist was anhand des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1978 Uber das internationale Privatrecht
(IPR-Gesetz) "IPRG", StF: BGBI. Nr. 304/1978 idgF festgestellt werden kann:Ob in Bezug auf den Lebensgefahrten der
Mutter der BF ein Familienverfahren zu fihren ist, ist zu prifen, ob die Mutter der BF und deren Lebensgefahrte eine
rechtsgultige Ehe abgeschlossen haben, welche auch in Osterreich als rechtsgliltige Ehe anzusehen ist was anhand des
Bundesgesetzes vom 15. Juni 1978 Uber das internationale Privatrecht (IPR-Gesetz) "IPRG", Stammfassung,
Bundesgesetzblatt Nr. 304 aus 1978, idgF festgestellt werden kann:

Die entsprechenden Bestimmungen des IPRG lauten:

"8 1. (1) Sachverhalte mit Auslandsbertihrung sind in privatrechtlicher Hinsicht nach der Rechtsordnung zu beurteilen,

zu der die starkste Beziehung besteht.

(2) Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen besonderen Regelungen Uber die anzuwendende Rechtsordnung

(Verweisungsnormen) sind als Ausdruck dieses Grundsatzes anzusehen.

Form der EheschlieBung

8§ 16. (1) Die Form einer EheschlieRung im Inland ist nach den inlandischen Formvorschriften zu beurteilenParagraph

16, (1) Die Form einer EheschlieBung im Inland ist nach den inlandischen Formvorschriften zu beurteilen.

(2) Die Form einer EheschlieBung im Ausland ist nach dem Personalstatut jedes der Verlobten zu beurteilen; es genugt

jedoch die Einhaltung der Formvorschriften des Ortes der Eheschlie3ung.

n
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Im gegenstandlichen Fall liegt keine giltige Ehe zwischen dem Lebensgefahrten und der Mutter der BF vor, weil die
geschlossene kirchliche Ehe in der Russische Foderation keine gultige Ehe darstellt und somit die Formvorschriften des
Ortes der EheschlieBung nicht eingehalten wurden.

In Bezug auf den Lebensgefdhrten der Mutter des BF, der auch nicht dessen Vater ist, ist daher kein Familienverfahren

zu fUhren.

Ein Familienverfahren ist jedoch in Bezug auf den Bruder und die Mutter der BF fihren. Da jedoch deren Antrage
inhaltlich gleicht abgewiesen wurden, kann aus dem Titel des Familienverfahrens ebenfalls kein anderslautender
Spruch abgeleitet werden.

11.2.9. Der Verwaltungsgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass schon in der Beschwerde
darzulegen ist, was seine erganzende Einvernahme [an Widersprichen hatte andern kénnen bzw.] welche
wesentlichen Umstande (Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen waren. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337).
Wird dies unterlassen, so besteht keine Verpflichtung zur neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen
Beweiswurdigung, der sich der Asylgerichtshof anschliel3t, nicht substantiiert entgegen getreten wird, wie dies hier der
Fall ist. Das erkennende Gericht erblickt daher keinen Bedarf einer weiteren Einvernahme.romisch zwei.2.9. Der
Verwaltungsgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung davon aus, dass schon in der Beschwerde darzulegen ist,
was seine erganzende Einvernahme [an Widersprichen hdatte andern kénnen bzw.] welche wesentlichen Umstande
(Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen waren. (zB. VWGH 4.7.1994, 94/19/0337). Wird dies unterlassen, so
besteht keine Verpflichtung zur neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen Beweiswurdigung, der sich
der Asylgerichtshof anschliel3t, nicht substantiiert entgegen getreten wird, wie dies hier der Fall ist. Das erkennende
Gericht erblickt daher keinen Bedarf einer weiteren Einvernahme.

11.2.10 Gemal § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof 8 67d AVG mit der Mal3gabe anzuwenden, dass eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auRer Kraft getretenen Regelung des Art. Il Abs. 2 lit.
D Z 43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen,
wenn die erstinstanzliche Beweiswirdigung in der Berufung substantiiert bekdmpft wird oder der Berufungsbehérde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stutzen will (VWGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336). GemaR dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maf3gebliche Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen des Beschwerdefihrers in der
Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen
hinsichtlich allfalliger sonstiger Fluchtgriinde des Beschwerdefiihrers. Auch tritt der Beschwerdefihrer in der
Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz getatigten Ausfihrungen nicht in ausreichend konkreter Weise
entgegen.rémisch zwei.2.10 GemaR Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der
Maligabe anzuwenden, dass eine mindliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage
in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auller Kraft
getretenen Regelung des Artikel rémisch zwei, Absatz 2, lit. D Ziffer 43 a, EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage
in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswirdigung in der
Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehdrde erganzungsbedirftig oder in entscheidenden
Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die
Berufungsbehorde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse stitzen will (VwGH 02.03.2006,
2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,2002/20/0336). Gemal dieser
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die Durchfiihrung einer mundlichen
Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maf3gebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen des Beschwerdeflhrers in der Beschwerde betrifft, so findet sich in
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dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfalliger sonstiger Fluchtgrinde
des Beschwerdefuhrers. Auch tritt der Beschwerdefihrer in der Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz
getatigten Ausfihrungen nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.

11.2.11 Aufgrund der oa. Ausfuhrungen ist dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den
Schluss zulieBBe, dass die BF im Falle einer Rickkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen maligeblichen
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. 8 8 AsylG ausgesetzt ware, bzw. eine
Uberstellung in den Herkunftsstaat einen unzuldssigen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK gewahrleistete Recht auf das
Privat- und/oder Familienleben darstellt, weshalb die Beschwerde in allen Punkten abzuweisen war.romisch zwei.2.11
Aufgrund der oa. Ausfuhrungen ist dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den
Schluss zulieBe, dass die BF im Falle einer Rickkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen mal3geblichen
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK bzw. Paragraph 8, AsylG ausgesetzt
wére, bzw. eine Uberstellung in den Herkunftsstaat einen unzuldssigen Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK
gewahrleistete Recht auf das Privat- und/oder Familienleben darstellt, weshalb die Beschwerde in allen Punkten

abzuweisen war.

I1.2.12. Weitere humanitare Aspekte, etwa im Sinne des 7. Hauptstickes des NAG,BGBI | 2005/100 kénnen im
gegenstandlichen Verfahren nicht bertcksichtigt werden. Hier wird die BF an die zustandigen, im NAG genannten
Behdrden zu verweisen sein.rémisch zwei.2.12. Weitere humanitare Aspekte, etwa im Sinne des 7. Hauptstlckes des
NAG, BGBI romisch eins 2005/100 kdnnen im gegenstandlichen Verfahren nicht bertcksichtigt werden. Hier wird die BF
an die zustandigen, im NAG genannten Behdrden zu verweisen sein.
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